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Zusammenfassung
Das Personalmanagement hat aufgrund des Strukturwandels ein erhebliches Maß an Aufmerksamkeit erhalten, damit der
politisch gewollte >Umbau< der öffentlichen Verwaltung erreicht werden kann. Die Mitarbeitenden sind dabei vielfältigen
Veränderungen ausgesetzt. In diesem Band werden die wahrzunehmenden Veränderungen zwischen Arbeitgeber / Dienstherr
einerseits und den Mitarbeitenden als >interne Kunden< andererseits dargestellt (z.B. Veränderung des psychologischen
Vertrages).
Erläutert werden insbesondere: Zentrale Begriffe, theoretische Grundlagen des Personalmanagements und ausgewählte Ansätze
innerhalb des Personalmanagements. Darüber hinaus werden die Personalplanungsarten dargestellt sowie die wesentlichen
(elementaren) Aufgabengebiete des Personalmanagements beschrieben.
Vorgestellt werden folgende Einzelaufgaben: Personaleinführung, -freisetzung (insbesondere Ausgliederungsplanung) und
Personalentwicklung. Abschließend werden neue Entwicklungen mit Auswirkungen für das Personalmanagement behandelt.















Institutionenpolitik

馨 Strukturveränderung  
- organisatorisch  
- personell  
- instrumentell  馨 Verbesserung der Verwaltungsstruktur

Performanzpolitik
馨 Verbesserung der Geschäftsprozesse  
- Verbesserung der Effektivität  
- Verbesserung der Effizienz  馨 Verbesserung der Wirtschaftlichkeit

Effekterzielung
馨 outcomes  
- gesamtwirtschaftliche Ziele  
- sozialpolitische Ziele  馨 Zielerreichung

 

2.2.2 Personalpolitik  
Unter Personalpolitik wird verstanden:
Definition 2.4 Personalpolitik

Die konkrete Ausgestaltung der einzelnen Bereiche des Personalmanagement.

Dabei werden folgende Ziele verfolgt:

2.2.2.1 Wirtschaftliche Ziele  

Für den Bereich des Personalmanagement lassen sich aus dieser Zielsetzung folgende Funktionen ableiten:

Bereitstellung der zum Verwaltungsvollzug benötigten Arbeitskräfte nach quantitativen, qualitativen, zeitlichen und
lokalen Erfordernissen

Steigerung der menschlichen Arbeitsleistung, durch Maßnahmen zur
mengenmäßigen Erhöhung der Arbeitsergebnisse
Erhöhung der Arbeitsqualität
Steigerung des Verbesserungspotenzials (Vorschlagswesen, KAIZEN)

Definition 2.5 Wirtchaftliche Ziele

Als (betriebs-)wirtschaftliche Ziele wird eine effiziente Versorgung des Verwal tungsbetriebes mit kompetenten Mitarbeitenden
auf der Grundlage ökonomischer Rationalität (Leistungsziel) angestrebt.

2.2.2.2 Soziale Ziele  

Der Verwaltungsbetrieb wird auch als ein soziales System betrachtet, in dem Menschen zusammenarbeiten und deshalb in
Beziehung zu einanderstehen.
Definition 2.6 Soziale Ziele

Unter sozialen Zielen sind Erwartungen, Bedürfnisse, Interessen und Forderungen der Mitarbeitenden oder anderer
Interessengruppen (Politik, Gewerkschaften) ge genüber den Verwaltungsträgern zu verstehen, die diese erfüllt sehen wollen.

Sie beziehen sich auf die Verbesserung der

materiellen Verhältnisse durch z.B.

Besoldungs-, Entgelterhöhungen
Arbeitszeitverkürzung,
zusätzliche Altersversorgung (VBL-Rente)

immateriellen Verhältnisse durch z.B.
Mitbestimmung
Abbau von Monotonie im Geschäfts- / Arbeitsprozess
Statusvergabe (Übertragung von Befugnissen, etc.)

2.2.2.3 Das Verhältnis zwischen wirtschaftlichen und sozialen Zielen  

Das Verhältnis zwischen den beiden Zielen kann durch drei Beziehungstypen beschrieben werden:
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Bildung Alter
unter 40 über 40

hoch
Selbstverwirklichungsmilieu

Niveaumilieu

mittel Integrationsmilieu

Unterhaltungsmilieu
niedrig Harmoniemilieu

Milieus Schemata
Hochkultur Trivial Spannung

Niveau + - -
Integration + ++ -
Harmonie -- ++ -

Tab. 2.3: Erlebnisgesellschaft

 

Hochkulturschema

Es steht für genussvolles Erleben von Besinnlichkeit auf hohem Niveau: Teilnahme an kulturellen Veranstaltungen,
Präferenz für klassische Musik, gezielter Konsum anspruchsvoller Fernsehsendungen. In Ruhe ein gutes Buch lesen ist
ein typisches Genusserlebnis des Hochkulturschemas. Feindbild: Massentourist
Trivialschema

Es steht für Präferenzen für Volksmusik und leichte Fernsehunterhaltung, reges Interesse an neuestem Klatsch aus
Europas Fürstenhäusern. Darüber hinaus zeichnet es sich durch die Suche nach Ruhe und Geborgenheit und eine
Neigung zum Fatalismus und persönlich empfundener Unsicherheit aus. Feindbild: provokante Individualisten (z.B.
Demonstranten), die die Geborgenheit und Sicherheit gefährden könnten.
Spannungsschema

Hier bedeutet Erleben Action und Stimulation. Typisch sind Präferenzen für Pop- und Rockmusik, Kneipen- oder
Diskoaufenthalte, ständige Beschallung, rastloses TV-Zapping und eine Betonung von Körperlichkeit (Erleben mit Haut
und Haar). Es geht um das Ausleben der individuellen Freiheit, und zwar so intensiv wie möglich. Feindbild:
Langsamfahrer, Reihenhausbesitzer, Spießer.

Nach Schulze lassen sich in unserer Gesellschaft fünf Erlebnismilieus unterscheiden:

Niveaumilieu
Mitglieder zeichnen sich aus durch Nähe zum Hochkulturschema bei gleichzeitiger Distanz zu Trivial- und
Spannungsschemata. Oberstes Lebensziel der Menschen des Niveaumilieus ist das Streben nach Rang. Es sind meistens
Personen mit höherer Bildung.

Integrationsmilieu
Das Milieu strebt nach Konformität und weist sowohl eine Nähe zum Hochkulturschema als auch zum Trivialschema
auf, dem Spannungsschema steht es ablehnend gegenüber. Es sind meistens Personen mit mittlerer Bildung

Harmoniemilieu
Die Angehörigen weisen Distanz zum Hochkulturschema und zum Spannunsschema auf, bei gleichzeitiger Nähe zum
Trivialschema. Man strebt nach Geborgenheit im Kreise der Familie. Es sind meistens Personen mit niedrigerer
Bildung.

Unterhaltungsmilieu
Angehörige sind überwiegend jüngere Personen mit starker Nähe zum Spannungsschema, mit Distanz zum
Hochkulturschema und ambivalent zwischen Ablehnung / Befürwortung gegenüber dem Trivialschema. Man strebt
nach Stimulation. Es sind meistens Personen mit niedrigerer Bildung.als die Angehörigen des
Selbstverwirklichungsmilieus.

Selbstverwirklichungsmilieu
Angehörige sind überwiegend jüngere Personen mit Ablehnung des Trivialschemas, starker Nähe zum
Spannungsschema und ohne Distanz zum Hochkulturschema. Man strebt nach Selbstverwirklichung. Es sind meistens
Personen mit höherer Bildung.

Tab. 2.4: Ausprägungen der Erlebnismilieus nach Schulze
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rational-economioc man sozical man self-actualizing man complex man

Er ist durch wirtschaftliche
Anreize motiviert

Der Mensch wird in derster
Linie durch soziale
Bedürfnisse motiviert und
gewinnt sein
Identitätsbewusstsein aus der
Beziehung zu seinen
Mitmenschen

Menschliche Bedürfnisse
lassen sich in einer
Hierarchie anordnen

Er ist äußerst
wandlungsfähig

Er ist passiv und wird von
der Organisation
manipuliert, motiviert und
kontrolliert

Als Folge der Sinnentleerung
der Arbeit wird in den
sozialen Beziehungen am
Arbeitplatz Ersatzbefriedigung
gesucht

Er strebt nach
weitergehender Autonomie
und Unabhängigkeit am
Arbeitsplatz

Die Hierarchie der
Bedürfnisse unterliegt
starkem Wandel

Der Mensch hat irrationale
Empfindungen, strebt aber
trotdem nach rationaler
Bewältigung seiner
Probleme

Er wird stärker durch die
sozialen Normen seiner
Arbeitsgruppe als durch die
Anreize und Kontrollen des
Managements bestimmt

Er bevorzugt
Selbstmotivation und
Selbstkontrolle

Er ist lernfähgig, erwirbt
neue Motive, ändert seine
Motivationsstruktur

Organisationen können und
müssen deshalb irrationale
Gefühlssteuerung
ausschalten

Der Vorgesetzte wird dann
aktzeptiert, wenn er das
Bedürfnis nach Anerkennung
und die sozialen Bedürfnisse
der Mitarbeiter befriedigt

Es gibt keinen notwendigen
Konflikt zwischen
Selbstverwirtklichung und
organisatorischer
Zielsetzung

Seine Motive können in
unterchiedlichen Systemen
oder Subsystemen
verschieden sein

Tab. 3.1: Menschenbild-Typologie nach Schein (Quelle: In Anlehnung an SCHEIN (1974), S. 78, 82, 90, 95)

 
Das Menschenbild rational-ökonomischer Mensch (rational economic man) folgt der Hypothese des homo oeconomicus, der
bis heute das Grundgerüst vieler betriebswirtschaftlicher Menschenbilder darstellt. Es ist so einfach, dass es sich grundsätzlich
in einem Satz formulieren lässt:
Menschen sind weitgehend von ökonomischen Interessen getrieben und versuchen, den eigenen Nutzen zu maximieren.
Der soziale Mensch (social man) entspricht der Human Relations Bewegung. Der sich selbst verwirklichende Mensch leitet
sich aus vier grundlegenden Ansprüchen ab:

dem Vorliegen der Motivpyramide nach Maslow
dem Wunsch der Mitarbeitenden, ihre Aufgaben zu bewältigen und ständig an neuen umfangreicheren Aufgaben zu
wachsen
der Dominanz von Selbstkontrolle und eigeninitiatativem Handeln bei den Mitarbeitenden
der Harmonie von Selbstentfaltungstendenz und organisationaler Leistungsfähigkeit

Dieser Typ ist vergleichbar mit McGregors Theorie Y.
Bei der Konzeption des komplexen Menschen (complex man) geht man von einem situativen Ansatz aus, bei dem in
Abhängigkeit von den persönlichen Merkmalen der Mitarbeitenden (Eigenschaftsansatz) und der Führungssituation
(Situationsansatz) eine individuell- und zeitpunktbezogene Führungsform gewählt werden muss.
Schein hält die Anwendbarkeit der ersten drei Menschenbilder für situationsabhängig und sieht im complex man die schlüssige
Charakterisierung des arbeitenden Menschen in der modernen Industriegesellschaft.

3.1.3 Aussagekraft von Menschenbildern  
Wie bei allen Abstraktionen, Vereinfachungen und Verallgemeinerungen sind auch Menschenbilder positiv oder negativ
bewertbar:
Positiv

Erklärungsversuche für praktizierte Führungsstile im Sinne einer Möglichkeit zur Verbesserung des Führungsverhaltens
Erklärungsversuche für Fehler in der Aus- und Fortbildung der Mitarbeitenden und Führungskräfte im Sinne einer
Möglichkeit zur Gestaltung effektiverer Trainings- und Entwicklungsmaßnahmen für Führungskräfte
Erklärungsversuche für mangelnde Motivation, fehlende Involviertheit und unkooperativem Verhalten von
Mitarbeitenden

Negativ

Missbrauch durch Führungskräfte im Sinne einer interessenorientierten Instrumentalisierung und Vereinnahmung ist
möglich
Verankerung bei Führungskräften und möglicher Einfluss auf Instrumente des Personalmanagement sind nicht
nachweisbar
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betriebsinterner Arbeitsmarkt (plant labor market)

Mitarbeitende eines Unternehmens
für ihre hohe Loyalität erhalten die Mitarbeitenden Qualifizierungs- und Aufstiegschancen,
Beschäftigungssicherheit sowie Seniorenrechte
für Arbeitgeber und Mitarbeitende besteht großes Interesse an einer dau erhaften Bindung
die Mitarbeitenden gehören verschiedenen Interessenverbänden an, die an einer Stabilisierung der
Arbeitsverhältnisse interessiert sind

berufsfachlicher Arbeitsmarkt (craft labor market)
Gewerkschaftsmitglieder und ähnliche Arbeitsplätze
die Entgelthöhe ergibt sich nicht durch Angebot und Nachfrage, sondern wird durch die Gewerkschaften
ausgehandelt und in Tarifverträgen festgeschrieben
den Gewerkschaften fällt die alleinige Kontrolle des Arbeitskräfteangebots zu

Mit dem Ausbau eines IAM gelingt es,

leistungsbereite Mitarbeitende an den Betrieb zu binden und optimal einzusetzen,
Miarbeitenden berufliche Entwicklungsmöglichkeiten aufzuzeigen,
Veränderungen der Beschäftigung durch konjunkturelle Schwankungen oder den strukturellen Wandel aufzufangen und
die Mitarbeitenden zu veranlassen, nach zukunftsträchtigen Einsatzfeldern für ihr Arbeitsvermögen und höheren
Verdienstchancen zu suchen.

Die Abgrenzung interner Arbeitsmarkt (s. Abb. 4.2) ist heute angesichts ständiger Veränderungen der privaten wie öffentlichen
Betriebe bzw. Verwaltungsbetrieben schwierig. Diese kooperieren mit Subunternehmen oder in strategischen Partnerschaften.
Sie betreiben Gemeinschaftsbetriebe, sie kaufen, verkaufen, integrieren und verselbstständigen Organisationseinheiten. Sie
setzen Personal von Fremdfirmen, Leih- und Zeitarbeit ein. Ein betriebs-/verwaltungsinterner Arbeitsmarkt kann in einem
weltweit tätigen Betrieb ein internationaler (interner) Arbeitsmarkt sein.
Neue Entwicklungen kommen hinzu: Voneinander unabhängige Unternehmen bzw. Verwaltungen gleichen zeitweilige
Personalüberhänge und Personalbedarfe unterein ander aus. Sie organisieren gemeinsame Personalentwicklungsmaßnahmen
(das ist dann ein intermediärer Arbeitsmarkt), sie vermitteln Mitarbeitende, die sie nicht mehr einsetzen können, befristet oder
auf Dauer an andere Betriebe/Verwaltungen.
Letztlich muss die Abgrenzung interner Arbeitsmärkte zu intermediären, d. h. zu Arbeitsmärkten von mehreren Betrieben oder
Verwaltungen, zum nationalen und zum internationalen Arbeitsmarkt unscharf bleiben.
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Integration überbetrieblicher und unternehmensübergreifender Produktionszusammenhänge, Intensive
Kooperationsbeziehungen und zwischenbetriebliche Arbeitsteilung

Änderung der Identitätsbildung
Die Identität wird nicht mehr durch die Rechtsform und Unternehmensgrenze, sondern durch die anstehende Aufgabe
und das zu bewältigende Projekt bestimmt (nach Sattelberger)

Berücksichtigung Neuer Arbeitsformen
Neue Organisationsstrukturen führen zu einer Umdeutung von Arbeit, die über die Forderung nach Flexibilisierung
hinausgeht.
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Im Rahmen der Personalbestandsplanung erfolgt die Ermittlung des aktuellen und Verifizierung des zukünftigen
Personalbestandes.
Die Quantitative Personalplanung ermittelt den Netto-Personalbedarf. Er bezeichnet die gegenwärtige personelle Unterdeckung
(aktueller Personalbedarf ) und setzt sich zusamen aus:

Ersatzbedarf (zu ersetzende Mitarbeitende)

Differenz aus SOLL-Personalbestand und den Ab-/Zugängen der Vorperiode, (z.B. durch Eintritt in den Ruhestand,
Militär-/Zivildienst, Tod, Invalidität, Kündigung, Beförderung, Versetzung, Entlassung)
Neubedarf (zusätzliche Mitarbeitende)

aufgrund von Erweiterungen, organisatorischen Änderungen.

Der Netto-Personalbedarf wird nach folgendem Schema ermittelt:
Tab. 5.7: Ermittlung des Netto-Personalbedarfs
Einsatzbedarf 
+ Reservebedarf  
= BRUTTO-Personalbedarf (ergibt sich aus dem Stellenplan) 
3 Personalbestand 
+ Abgänge (Kündigungen, Pensionierungen, plus unvorhergesehene Abgänge) 
3 Zugänge (geplante Neueinstellungen plus unvorhergesehene Einstellungen) 
= NETTO-Personalbedarf
Instrumente der qualitativen Personalplanung sind die und das Anforderungsprofil und bei der zeitlichen Personalplanung die
Stichtagsbestimmung und das Arbeitszeitmanagement. Die Maßnahmenplanung beinhaltet:

1. Personalbedarfsmeldung
2. Bearbeitungsschritte

Personalrekrutierungswege
Personalauswahl
Entscheidung
Arbeitsvertrag, Ernennung zum Beamten

3. Arbeitsmarkforschung, -beobachtung

Die Planungsschritte für die Personalrekrutierung enthält die Tab. 5.8.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung im Anhang A.3.)

- 53 -















Verantwortung Verantwortung
Verantwortung für die eigene
Arbeit, die Arbeit und Sicherheit
Anderer

Arbeitsbedingungen Umgebungseinflüsse Klima, Nässe, Schmutz, Staub,
Unfallgefahr, usw.

 

6.1.2 Rekrutierungswege gestalten  
Für die gezielte Suche nach Mitarbeitenden lassen sich die Alternativen interne und externe Rekrutierungswege nutzen (s. Tab.
6.4). Interne Rekrutierungspotenziale sind theoretisch in der Gesamtheit der bereits in der Organisation beschäftigten
Mitarbeitenden zu sehen und insofern Objekt einer internen Rekrutierungsstrategie. Vakante Stellen werden dabei auf anderen
Positionen beschäftigten Mitarbeitenden allgemein oder individuell angeboten. Dieses Angebot, nicht jedoch die letztendliche
Besetzung, kann durch einen Personalrat erzwungen werden (Innerbetriebliche Stellenausschreibung). Weitere Instrumente der
internen Personalrekrutierung sind neben der innerbetrieblichen Stellenausschreibung noch das Stellenclearing (Deckung des
kurzfristigen Bedarfs) sowie bei langfristigem Personalbedarf eine systematische Karriereplanung und Fortbildung im Rahmen
der Personalentwicklung. Zumindest bei hierarchisch mittleren wie höheren Instanzen ergeben sich hierdurch Aufstiegschancen
und die damit verbundenen Anreize im Rahmen der Karriereplanung.
Zu differenzieren ist hier zwischen offenen und latenten Potenzialen. Die Mitarbeitenden des offenen Rekrutierungspotenzials
sind in der Organisation in der Regel hinreichend bekannt. Hierzu zählen z. B.Mitarbeitende,

die in absehbarer Zeit eine Ausbildung beenden
die durch Rationalisierungsmaßnahmen, Veränderungen oder Ähnliches freigesetzt wurden bzw. werden
(Personalfreisetzung), der Organisation aber noch zur Verfügung stehen
Mitarbeitende, die von sich aus oder in Absprache mit der Organisation bereits einen Wunsch nach einem
Stellenwechsel geäußert haben.

Der darüber hinaus verbleibende Mitarbeitendenkreis stellt dann das latente Rekrutierungsspotenzial dar, sofern es sich um
solche Personen handelt, die über eine hinreichende Qualifikation verfügen, andere Positionen zu übernehmen, aber dies
bislang noch nicht geäußert haben.
Die interne Personalrekrutierung gliedert sich in zwei Teilbereiche:

1. Bedarfsdeckung ohne Änderung bestehender Arbeits-/Dienstverhältnisse (ohne Personalbewegung)

Anordnung von Überstunden
Urlaubsverschiebung

Verlängerung der betrieblichen Arbeitszeit
Qualifizierung von Mitarbeitenden

Einarbeitung / Umschulung von Mitarbeitenden馨 hat regelmäßig eine erhöhte Arbeitsbelastung zur Folge.

2. Bedarfsdeckung mit Änderung bestehender Arbeits-/Dienstverhältnisse (mit Personalbewegung)
Versetzung durch Weisung / Änderungskündigung

Umwandlung von Teil- in Vollzeit-Arbeitsverhältnisse/-Dienstverhältnisse
Umschulung

Übernahme von Auszubildenden/Beamtenanwärtern
Stellenclearing (Stellenreorganisation)

Jobenrichment und Jobenlargement durch interne Ausschreibungen
Personalentwicklung mit Beförderung馨 hat regelmäßig eine Stellenneubesetzung zur Folge.

Externe Rekrutierungspotenziale stellen die Arbeitnehmer auf dem außerbetrieblichen Arbeitsmarkt dar. Die externe
Personalrekrutierung bzw. Rekrutierungsstrategie betrifft demnach die Neueinstellung von Mitarbeitenden. Sie ist sinnvoll,
wenn in Aufgabenbereichen eine hohe Fluktuation vorliegt, wenn Stellen intern nicht besetzt werden können, wenn zur
Vermeidung von Betriebsblindheit verstärkt neue Ideen gesucht werden sowie wenn es sich um Einstiegspositionen bzw.
Positionen auf unteren hierarchischen Ebenen handelt. Rekrutierungswege sind z. B. die Nutzung der Arbeitsvermittlung, die
Anwerbung mittels Inserat, die Analyse von Stellensuchanzeigen, die Direktansprache, College Recruitment, die Nutzung einer
Personalberatung (Head Hunting) und Ähnliches. Ein Personalmarketing hilft, den Betrieb vor allem am externen Arbeitsmarkt
als attraktiven Arbeitgeber darzustellen. Zur kurzzeitigen außerbetrieblichen Personalbeschaffung zählt auch die Nutzung des
Personalleasings.
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Rekrutierungsweg Pro Kontra

Interne Personalrekrutierung

Eröffnung von Aufstiegschancen  
Geringe Beschaffungskosten  
Verwaltungskenntnis des Bewerbers
Kenntnis der Fähigkeiten der
Mitarbeitenden  
Geringere Probleme mit der
Konsistenz des Entlohnungssystems
Schnellere Besetzung  
Stellungen für Nachwuchskräfte
werden frei  
Transparente Personalpolitik

Kleinerer Bewerberpool  
ggf. höhere Kosten der Qualifizierung  
mögliche Betriebsblindheit  
Enttäuschung bei nichtbeförderten
Kollegen / Spannungen / Rivalität in der
Belegschaft  
Nichtobjektive Entscheidungen durch
persönliche Bindungen
(Sachentscheidungen werden
>verkumpelt<)  
Beförderungen als Automatismus  
mögl. nachlassende Aktivität vor der
Beförderung (Probleme werden an
Nachfolger >vererbt<)  
Keine Lösung des quantitativen Re-
krutierungsproblems

externe Personalrekrutierung

Breitere Auswahlmöglichkeit  
Neue Impulse für den Betrieb  
Neues Wissen (auch aus anderen
Verwaltungen  
Einstellung löst
Rekrutierungsproblem direkt  
u.U. wird der Neuling von der
Belegschaft eher anerkannt

Höhere Kosten  
Wirkt fluktuationsfördernd (Mitar- beitende
sehen keine Entwicklungsmöglichkeiten)  
Negative Auswirkungen auf das
Betriebsklima  
Höheres Risiko der Fehlbesetzung wegen
geringerer Kenntnis des Bewerbers  
Keine Betriebskenntnis (ggf. höhere
Einarbeitungskosten)  
Stellenbesetzung zeitaufwendiger  
Probleme durch evtl. Inkonsistenz im
Gehalts-/Besoldungsgefüge  
Blockierung von Aufstiegsmöglichkeiten

Mitarbeitenden, die nicht für die ausgeschriebene Stelle berücksichtigt wurden, können Unzufriedenheit und Enttäuschung zum
Verlust von Arbeitsmotivation und zu Illoyalität führen.
Bei der externen Personalrekrutierung werden Bewerber außerhalb des Betriebes gesucht. Sie kann dann notwendig werden,
wenn Organisationen Fähigkeitspotenziale benötigen, die nicht im Betrieb selbst entwickelt werden können. Die Anwerbung
von Berufsanfängern ist ebenfalls sinnvoll, um langfristig Fähigkeitspotenziale gezielt für den Betrieb aufzubauen. Für die
externe Personalrekrutierung ist es erforderlich, Informationen über das externe Personalangebot zu erheben. Dies kann
beispielsweise durch Arbeitsmarktanalysen erfolgen. Externe Personalrekrutierung bietet darüber hinaus die Möglichkeit für
den Betrieb, sich nach Außen hin zu präsentieren (Personalmarketing). Eine gute Außendarstellung im Bewerbungs- und
Auswahlverfahren hat einen positiven Effekt auf das Betriebsimage und trägt zur Attraktivität für potentielle Bewerber bei. Die
externe Personalrekrutierung ist zwar aufwendiger als die interne, aber durch sie steht letztlich ein größeres Bewerberpotenzial
zur Verfügung. Mitarbeitende, die von außen in den Betrieb kommen, können aufgrund ihres unterschiedlichen
Erfahrungshintergrundes häufig besser neue Ideen entwickeln als interne Mitarbeitende.
Die mangelnde Vertrautheit mit innerbetrieblichen Abläufen birgt allerdings auch Nachteile, da sich der neue Mitarbeitende
zunächst einarbeiten muss und während dieser Zeit nicht die volle Leistung aufbringen kann. Da der Betrieb und der Bewerber
sich gegenseitig nicht kennen, ist die zuverlässige wechselseitige Beurteilung schwer und setzt einen erheblichen (finanziellen)
Mehraufwand bei der Personalauswahl voraus. Unproblematischer ist dagegen die Ablehnung externer Bewerber, da dies keine
direkten innerbetrieblichen Folgen nach sich zieht.
Die Diskussion interne versus externe Personalrekrutierung wird also wesentlich geprägt durch die Beurteilung der Vor- und
Nachteile. Eine Gegenüberstellung der Argumente enthält die Tab. 6.5:
Tab. 6.5: Diskussion interne versus externe Personalrekrutierung

In diesem Zusammenhang sind auch die Probleme sog. Interner Arbeitsmärkte (IAM) zu berücksichtigen, die bereits an anderer
Stelle dargestellt wurden (s. Abschn, 4.2.6).

6.2 Personalauswahl und Eignungsdiagnostik  
Ziel der Personalauswahl ist, anhand eines erarbeiteten Anforderungsprofils diejenigen Personen auszuwählen, die aufgrund
ihrer Eignung bestmöglich den Stellenanforderungen entsprechen (s. Abschn. 6.1.1.2). Bestmöglich heißt: Der Kandidat oder
die Kandidatin erfüllt die Anforderungen, die in der jeweiligen Position über Erfolg oder Misserfolg entscheiden.
Mit Eignung ist keineswegs eine Eigenschaft von Personen gemeint, sondern der Grad der Entsprechung zwischen zwei
Merkmalsträgern wie beispielsweise zwischen einer Person und einem Arbeitsplatz. Eignung bezieht sich auf das
Zusammenwirken von persönlichen Merkmalen/Präferenzen mit Merkmalen der Arbeitstätigkeit und der Arbeitsumwelt
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Referenzen sind mündliche Zeugnisse und müssen wie schriftliche Zeugnisse behandelt werden. Diese Auskünfte stellen eine
wichtige zusätzliche Entscheidungshilfe dar und werden vorzugsweise bei ehemaligen Vorgesetzten und nicht bei
Privatpersonen eingeholt.
Definition 6.10 Referenzen

Referenzen sind mündliche Zeugnisse vorzugsweise von ehemaligen Vorgesetzten, die wie schriftliche Zeugnisse zu behandeln
sind.

Es ist zu beachten, dass Referenzen nur mit dem Einverständnis der Bewerbenden eingeholt werden dürfen.. Wenn im
Bewerbungsschreiben oder im Lebenslauf Referenzen angegeben werden, gilt dies als Einverständnis. Sind keine Referenzen
angegeben, muss das Einverständnis schriftlich eingeholt werden.
Die Referenzauskünfte müssen sich auf das Arbeitszeugnis beziehen und sollen vertiefte Informationen zu Aspekten der
Selbst- und Sozialkompetenz wie beispielsweise Einsatzbereitschaft, Teamfähigkeit usw. geben.
Die Organisation soll darauf achten, dass die Auskunftsperson weis, worum es bei der neuen Stelle geht und welche
Anforderungskriterien vorausgesetzt bzw. erwünscht sind.

6.2.3.5 Biographischer Fragebogen  

Ein normaler Personalfragebogen erfasst objektive Daten.
Definition 6.11 Biographischer Fragebogen

Ein biographischer Fragebogen (auch: biographischer Informationsbogen - BIB) rekonstruiert die karrierebezogene Biografie,
bezogen auf den geplanten Einsatz in der neuen Tätigkeit.

Ein solcher Bogen erfasst nicht objektiv messbare Daten wie ein Personalfragebogen, sondern Meinungen, Einschätzungen zur
eigenen beruflichen Biografie und zum Verhalten im Beruf. Der biographische Fragebogen ist Situations- und
Anforderungsbezogen und hat keine spezifischen Konstrukte zugrunde liegen. Er beinhaltet ein breites Spektrum an
standardisierten Fragen. Bei der Konstruktion werden solche Fragen verwendet, die innerhalb der Organisation erfolgreiche
von den weniger erfolgreichen Mitarbeitenden trennen, d.h. ein internales Vorgehen, dass nicht auf einer rationalen Theorie
fußt.
Es wird ein nach der vorangegangenen Analyse biographischer Gemeinsamkeiten erfolgreicher Mitarbeitender ein
biographisches Profil erstellt, in dem Informationen gesammelt und zu Merkmalen wie z. B. bisherige Arbeits- und
Berufserfahrungen, Ausbildung, Einstellung zur Arbeit, Interessen und Aktivitäten verarbeitet werden. Dazu muss der
Bewerbende einen Fragebogen ausfüllen, der entsprechend der zu besetzenden Stelle zusammengestellt wurde. Der Vergleich
der Antwortkonstellation mit der von erfolgreichen Mitarbeitenden an dem betreffenden oder einem vergleichbaren
Arbeitsplatz gibt Aufschluss über die Eignung des Kandidaten für die betreffende Stelle.
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7.1.2 Phaseneinteilung des Einführungsprozesses  
Der Einführungsprozess kann als Phasenmodell dargestellt werden. Hierbei liegt die schwerpunktmäßige Betrachtung auf dem
sozialen Integrationsprozess und der Beachtung der besonderen Bedürfnis- und Motivstruktur neuer Mitarbeitender. Mithilfe
der so gewonnenen Erkenntnisse ist es im Rahmen eines Personaleinführungsprogramms besser möglich, auf die neuen
Mitarbeitenden einzugehen. Der Prozess wird eingeteilt in

antizipatorischer Sozialisation
Konfrontationsphase und
Integrationsphase

Unter der antizipatorischen Sozialisation versteht man die gesamten Lernprozesse der neuen Mitarbeitenden bis zum Eintritt in
die Organisation (z. B. aus Elternhaus, Schul- und Berufsausbildung). Abhängig davon, wie weit diese gelernten Normen und
Verhaltensweisen mit den in der Organisation geforderten Normen und Verhaltensweisen übereinstimmen, wird der
Einführungsprozess problemloser oder problematischer ablaufen. Für die Organisation besteht während des Auswahlprozesses
die erste Möglichkeit aktiv auf die Bewerbenden einzuwirken. Dabei werden bei den potentiellen Mitarbeitenden bereits vor
Arbeitsbeginn Erwartungen über die zukünftige Tätigkeit und das zukünftige Umfeld aufgebaut und eventuell vorhandene
Kenntnisse über die Organisation aktualisiert.
Mit dem Eintritt in die Organisation beginnt die Konfrontationsphase, in welcher die neuen Mitarbeitenden die Diskrepanzen
zwischen den aufgebauten Erwartungen und der tatsächlichen Betriebsrealität bewältigen müssen. Aufgrund von
Überraschungen zeichnet sich diese Phase für die neuen Mitarbeitenden durch ein hohes Stressaufkommen aus. Hier kann es zu
einem >Realitätsschock< kommen, der die Eingliederung gefährdet und zu einer inneren Abwendung von der Organisation
führt.
Die Integrationsphase umfasst die Integration der neuen Mitarbeitenden in das Sozialgefüge des Organisations und die
Internalisierung der dort vorherrschenden Werte.Dabei entsteht eine innere Bindung zur Organisation. >Mit innerer Bindung ist
die Identifikation mit dem und die Einsatzbereitschaft für die Organisation gemeint.< Voraussetzung dafür ist, dass die
Neulinge ihre Rollenanforderungen, sowohl im fachlichen als auch sozialen Bereich entschlüsselt und für eventuelle
Rollenkonflikte Lösungsstrategien entwickelt haben. Hier ist der Begriff des Commitments einzuordnen, der in jüngster Zeit
häufig diskutiert wird und unter dem man eine psychologische Bindung zwischen Mitarbeitenden und Organisation versteht.
Am Ende des Einführungsprozesses soll die gelungene Integration der neuen Mitarbeitenden in die Organisation stehen. Von
einer gelungen Integration kann dann gesprochen werden, wenn sowohl die neuen Mitarbeitenden mit ihrer neuen Situation
zufrieden sind als auch die anderen Organisationsmitglieder mit den neuen Mitarbeitenden und ihren Arbeitsleistungen
zufrieden sind. Der Sozialisationsprozess von Mitarbeitenden und Organisation endet allerdings nicht mit einer erfolgreichen
Integration, sondern dauert in der Form an, dass sich einerseits Mitarbeitende in ihrer Arbeitsrolle weiterentwickeln und selbst
verwirklichen wollen und andererseits die Organisationen bestrebt sind, ihre Mitarbeitenden weiter anzupassen.

7.1.3 Ziele der Personaleinführung  
Nach KIESER liegt aus Organisationssicht eine erfolgreiche Einführung vor, wenn die Mitarbeitenden eine hohe Bindung an
das Organisation entwickeln, die Organisationskultur verinnerlichen und angenommen und die fachlichen Fähigkeiten an die
Erfordernisse der Stelle angeglichen haben. Zudem sollen sie sich mit Motivation und aktiv in das Organisation einbringen, um
kreativ neu auftretende Probleme lösen zu können. Davon abgeleitet sind auch die Schaffung von Arbeitszufriedenheit und
Produktivität der neuen Mitarbeitendes als weitere Ziele zu nennen.

7.1.4 Mögliche Maßnahmen zur Personaleinführung  

7.1.4.1 Maßnahmen vor Arbeitsbeginn  

Wenn die neuen Mitarbeitende vor Arbeitsaufnahme zu hohe Erwartungen in Bezug auf ihre neue Arbeitsstelle aufbauen,
kommt es bei dem Aufeinandertreffen dieserErwartungen und den tatsächlichen Gegebenheiten zu Enttäuschungen und
negativen Überraschungen, dem so genannten Realitätsschock. Hier liegt laut den bisherigen empirischen Erkenntnissen einer
der Hauptgründe für frühe Kündigung und innere Emigration. Im Rahmen einer realistischen Rekrutierung kann die
Organisation bereits im Vorfeld diese enttäuschten Erwartungen reduzieren. Dem Bewerber werden dabei schon während des
Auswahlverfahrens sowohl positive als auch negative Aspekte der Stelle möglichst realistisch vermittelt.
Damit bereits vor der eigentlichen Arbeitsaufnahme eine Bindung des Neulings zur Organisation entsteht und eventuell
auftretende Probleme frühzeitig gelöst werden können, wird für die Zeit zwischen Vertragsabschluss und Arbeitsaufnahme eine
aktive Betreuung durch die Organisation vorgeschlagen. Bereits in dieser Zeit sollen dem Mitarbeitende auch möglichst viele
Informationen über seine neue Arbeitsumgebung zur Verfügung stehen. Als geeignete Maßnahmen werden dabei
Einführungsschriften oder adäquate Informationsbroschüren, Arbeitsplatz- und Betriebsbesichtigungen und auch das
Einweisungsgespräch mit dem direkten Vorgesetzten empfohlen.
Damit auch die fachliche Einarbeitung geordnet abläuft, empfiehlt sich die Erstellung eines Einarbeitungsplans. In diesem
sollte

die Reihenfolge der zu erledigenden Aufgaben,
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die Zeitabschnitte für ihre Erledigung,
die Kriterien für die Beherrschung der Arbeitsaufgaben und
auch zusätzlich angestrebte Qualifikation festgehalten werden.

Der Umfang und die Dauer solcher Pläne sollen den Anforderungen der Stelle entsprechend, am besten in Zusammenarbeit von
Fachvorgesetzten und einzuarbeitendem Mitarbeitenden, gestaltet werden. Bei der Abwicklung sollen auch die individuellen
Lernfortschritte der Neulinge Beachtung finden. Dem direkten Vorgesetzten der neuen Mitarbeitenden wird eine besonders
herausragende Rolle im Einführungsprozess zugesprochen. Ihm obliegt vor allem die fachliche Einarbeitung, gleichzeitig muss
er sich aber auch des besonderen sozial kulturellen Anpassungsprozess bewusst sein, in dem sich neue Mitarbeitende befinden.
Daraus resultiert, dass er auf Neulinge individuell mit seinen Aufgabenstellungen und seinem Feedback eingehen muss. Um
dafür die nötigen Fähigkeiten zu erlangen, werden vielfach besondere Schulungen für die Vorgesetzten empfohlen, in denen die
besondere Situation der Personaleinführung nachgestellt wird. Inwieweit eine solche besondere Vorbereitung der Vorgesetzten
durchgeführt wird, und ob in dieser auch von der Organisation Vorgaben für das Führungsverhalten vermittelt werden, ist
insofern von besonderer Bedeutung.
Um ein Leistungsverhalten zu ermöglichen, müssen auch die sachlichen Arbeitsbedingungen im Sinne des direkten
Arbeitsumfeldes stimmen. So sollte zum Beispiel der Arbeitsplatz eingerichtet sein, bevor die Mitarbeitenden eine neue Stelle
antritt. Dieser hat neben der rein funktionalen Bedeutung meist noch eine psychologische Funktion da er für die Neulinge in
der hektischen Anfangsphase ein Rückzugsgebiet darstellt.

7.1.4.2 Maßnahmen zu Arbeitsbeginn  

Um einen reibungslosen Verlauf der ersten Arbeitstage zu erreichen, bieten sich Checklisten für die direkten Vorgesetzten an, in
denen vorgegeben wird, welche Aufgaben zu welcher Zeit erledigt werden müssen. Das vorgeschlagene Spektrum einer
solchen Liste reicht von reinen Formalitäten über Betriebsbesichtigungen bis hin zur Einführung in die Arbeitsaufgabe und die
Organisationsstruktur. Mithilfe dieses Instrumentariums kann vermieden werden, dass während einer stressbeladenen
Begegnungsphase notwendige Informationen verloren gehen.
Insofern ist von Interesse, ob die Organisation den Vorgesetzten eine solche Liste zur Verfügung stellen und welche
Einzelmaßnahmen gegebenenfalls durch diese abgedeckt werden.Zur Gestaltung des Arbeitsbeginns werden viele Maßnahmen
diskutiert: Die persönliche Begrüßung durch die Führung können die Selbstverpflichtung der neuen Mitarbeitendes erhöhen
und Zweifel über die Richtigkeit der Beitrittsentscheidung mindern. In dieselbe Richtung wirken Filmvorstellungen des
Organisations und kleine Begrüßungspräsente, die den wichtigen ersten Eindruck über den neuen Arbeitgeber positiv
beeinflussen. Vor allem für größere Organisation bietet es sich an, solche Maßnahmen innerhalb einer
Einführungsveranstaltung zu bündeln, an der alle neuen Mitarbeitende eines bestimmten Zeitraumes teilnehmen. Auch die
Anwesenheit des direkten Vorgesetzten am ersten Arbeitstag des Mitarbeitendes ist von besonderer Wichtigkeit, da die
Begrüßung und Vorstellung zu seinen Aufgaben gehört und er zudem für ein ausführliches Gespräch zur Verfügung stehen
sollte.

7.1.4.3 Maßnahmen nach Arbeitsbeginn  

Zur Erleichterung der fachlichen und sozialen Integration kann den neuen Mitarbeitenden ein erfahrener Kollege als Pate zur
Seite gestellt werden. Dieser hat die Aufgabe über die geschriebenen und ungeschriebenen Gesetze der Organisation, über
Arbeitsplatz und Umgebung zu informieren, die Integration in die Arbeitsgruppe zu unterstützen und bei der Einarbeitung zu
helfen.
Das Patensystem ist nicht unumstritten, da hierbei zum einen die Gefahr besteht, dass sich der Pate zum Ersatzvorgesetzten
aufspielt und zum anderen, dass der Vorgesetzte seine Aufgaben an den Paten delegiert und sich aus der Verantwortung für die
Einführung zurückzieht.
Um die Entwicklung von Nachwuchsführungskräften zu unterstützen kann ein Mentorensystem eingesetzt werden. Hierbei
übernimmt eine hierarchisch höher gestellte Führungskraft als Mentor für die Nachwuchskraft (Mentee) eine Beratungs- und
Unterstützungsrolle. Diese beinhaltet eine Vorbildfunktion in persönlicher, fachlicher, sozialer und führungsmäßiger Hinsicht.
Der Mentor soll grundsätzlich als neutraler Ansprechpartner auftreten und bei Problemen zwischen Vorgesetztem und neuen
Mitarbeitenden vermitteln und zudem eine weitere, unabhängige Potenzialbeurteilung beisteuern.
Ein Mentorenkonzept stellt also auch ein Mittel der Karriereförderung dar, unterstützt das Anreizsystem und wirkt somit auf
die Motivation der Neulinge.Für die Integration in das direkte soziale Umfeld kann die Existenz von informellen Maßnahmen
hilfreich sein, da diese die Kommunikation im Team verbessern und ein >Wir-Gefühl< erzeugen. Im Normalfall werden solche
Maßnahmen spontan durch die Mitarbeitenden entstehen, es ist aber auch möglich, dass die Organisation solche Aktivitäten
hervorrufen oder fördern, um aktiv in diesen Prozess einzugreifen. Denkbar in diesem Zusammenhang ist etwa das Initiieren
eines Stammtischs für neue - und alte - Mitarbeitende, der Aufbau von Betriebssportgruppen oder das Fördern von sonstigen
Aktivitäten, die den Aufbau sozialer Kontakte unterstützen.
Größeren Organisation empfiehlt SCHANZ zur Unterstützung des Einführungsprozesses, während des ersten Jahres der
Organisationszugehörigkeit regelmäßig Seminare durchzuführen, in denen die fachliche, soziale und kulturelle Integration
neuer Mitarbeitende gefördert wird. Ein Erfahrungsaustausch zwischen mehreren neuen Mitarbeitenden ermöglicht auch
intraindividuelle Konflikte zu bewältigen und die Valenzen und Normen der Organisation eher zu erfassen. Hierbei ist die
Einbeziehung bereits integrierter ehemaliger Neuer besonders hilfreich. Für die Untersuchung stellt sich die Frage, ob solche
Seminare durchgeführt und welche Inhalte gegebenenfalls behandelt werden.Auf die Bedeutung des ?richtigen? Feedbacks für
den Einführungsprozess als steuernde und motivierende Größe wird vielfach hingewiesen.
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mit der Entwicklung eines Leitungsstils (ermöglichen, dass andere gut sind)
mit anerkennendem Blick, der Menschen mit ihren Gaben wahrnimmt
durch Entscheidungen, die getroffen und durchgehalten werden können

Personalentwicklung im Sinne der Personalförderung beinhaltet die Entwicklung folgender Kompetenzen für alle
Mitarbeitenden einer Organisation: soziale Kompeten zen, methodische Kompetenzen, Organisationskompetenz und
Sachkompetenz. Un terschiedliche Fortbildungsangebote tragen der Förderung dieser Kompetenzen in un terschiedlichem
Umfang Rechnung. Eine Auswahl der für die jeweiligen Leitungs kräfte und Mitarbeitenden sowie die Organisation
angemessenen Fortbildungsange bote ist selber Bestandteil von Personalentwicklung und gleichzeitig ein Element des
Qualitätsmangagements.
Einzuführende Maßnahmen

Leitlinien zur Personalführung aufstellen (sollen als Zielvorgabe dienen; Vor gabe für Personalführung)
Das Mitarbeitergespräch als zentrales Instrument von Personalentwicklung, bei dem die Vorgesetzten ihrer Funktion als
Personalentwickler gerecht werden. Der Vorgesetzte führt dieses Gespräch mindestens 1 x pro Jahr mit seinen
Mitarbeitenden als 4-Augen-Gespräch. Es dient der allgemeinen Rückmeldung an die Mitarbeitenden und der
Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitenden.
Geplante Reintegration von Rückkehrenden (insb. Frauen nach Beurlaubungen und Langzeitkranke): Gespräch mit der
bzw. dem Mitarbeitenden über den möglichen Aufgabenbereich; Änderungen im Aufgabenbereich; notwendige
Schulungen

Instrumente

1. Förder-/Mitarbeitergespräche (Ausgangspunkt jeder Personalförderung)

Klärung von:
Fördererwartungen
Fördermöglichkeiten
Fördermaßnahmen

2. Coaching

Ziel: den beruflichen Reifegrad zu erhöhen
Amerikanische Auffassung: Hilfestellung zur Bewältigung der Aufgaben; Hilfe zur Selbsthilfe.
Deutsche Auffassung: Betreuung von Führungskräften durch einen außenstehenden Berater; einzeln oder
Teams; direkte Arbeit an der Persön- lichkeit und an den Methoden der Führungskraft (im Ggs. zur
Supervision); unter Verwendung psychologischer Methoden.
zentral: das Gespräch als >sozialer Spiegel< der Führungskraft, verborgene Gedanken, tabuisierte Gefühle,
schwer fassbare Überlegungen, etc..

3. Mentoring Anleitung und Beratung neuer Mitarbeitender (Informationen, Rollen, Normen, Werte, Verhalten, etc.)

7.4.4 Methoden der Personalentwicklung  
Es lassen sich zunächst aktive und passive Methoden unterscheiden. Außerdem die Einzelbildung von der Gruppenbildung und
die Bildung am Arbeitsplatz, außerhalb des Arbeitsplatzes und mit Hilfe von Multimedia.

1. into the Job (berufliche Erstqulifizierung)

Berufsausbildung
Einarbeitung
Trainee-Programm
Junior-Firma (Privatwirtschaft)

2. Bldung on the Job (während der Arbeitzeit)
Lernpartnerschaft

Mentoring
Coaching
Mitarbeitergespräch

Bildung on the Job (i.e.S.)
Gelenkte Erfahrungsvermittlung
Stellvertretung
Projektarbeit
Management-Audit

Qualifikationsfördernde Arbeitsgestaltung

Job enlargement
Job enrichment
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Job rotation
3. Bildung near the Job

Lernwerkstatt
Entwicklungsarbeitsplatz
Qualitätszirkel

4. Bildung off the job (außerhalb der regulären Arbeitszeit)
Konferenz
Fachseminar
Studium an (Fach-)Hochschule
Outdoor Training

Mit job rotation werden PE-Maßnahmen beschrieben, die Mitarbeitenden den Aufenthalt und die Mitarbeit in anderen
Organisationseinheiten ermöglichen. Auf gewisse Zeit vereinbarte Leitungsfunktionen, z.B. im Rahmen eines Projektes, stellen
ein sogenanntes job enrichment dar. Das ist die inhaltliche oder verantwortungsmäßige Erweiterung des Aufgabenbereiches.
Ziel ist Erhöhung der Motivation durch Übernahme von Verantwortung und Erweiterung des Gestaltungsspielraumes.
Führungskräfte können dabei auch Informationen und einen Eindruck über die Leitungskompetenz von potentiellen
Nachwuchskräften erhalten.
Job enlargement ist eine Maßnahme der Arbeitsplatzgestaltung, bei der durch Aufgabenerweiterung der Arbeitsinhalt des
Mitarbeitenden so ausgedehnt wird, dass zusätzliche Arbeitselemente die Tätigkeit bereichern. Der einzelne Mitarbeitende
erhält also eine Reihe zusätzlich zu erfüllender Aufgaben. Ziel ist es, eine zu starke Spezialisierung und damit einhergehende
einseitige Belastung und Monotonie zu verringern (i.S. einer Arbeitshumanisierung). In der Regel kommt es nur zu einer
Erweiterung des Tätigkeitsspielraumes, nicht jedoch zu einer Veränderung des Entscheidungsspielraumes.
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Beamte nehmen (ausschließlich) hoheitliche Aufgaben wahr und heben sich insoweit vom allgemeinen Volk ab (privilegiert),
als sie eine rechtliche Sonderstellung einnehmen (Pensionen statt Teilnehmer am Rentensystem, Treuepflicht und Streikverbot).
In wichtigen Fragen haben sich die beiden Status (Beamte/Angestellte) rechtlich wie praktisch deutlich angenähert, sichtbar
daran, dass der TVöD in wesentlichen Rege lungen dem Beamtenrecht nachgebildet ist.

8.4.1 Auswirkungen der Föderalismusreform I auf das Statusrecht der Beamten in
den Ländern

 

Die von Bund und Ländern gemeinsam entwickelte, von Bundestag und Bundesrat jeweils mit verfassungsändernder
Zweidrittelmehrheit beschlossene Föderalismusreform hat zum 1. 9. 2006 Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund und
Ländern neu verteilt mit dem Ziel, diesen deutlicher als zuvor eigene politische Verantwortlichkeiten zuzuordnen. Neu verteilt
wurden u. a. die Kompetenzen für das Beamten recht der Länder- und Gemeindebeamten und das Recht der Richter im
Landesdienst:

Hinsichtlich der Statusrechte und -pflichten der Beamten und Richter im Länderbereich, mit Ausnahme der Laufbahnen
und ohne Besoldung und Versor gung, ist die bisherige Rahmenkompetenz des Bundes (bisherige Art. 75 Nr. 1, 98 Abs.
3 Satz 2 GG) zur konkurrierenden Bundeskompetenz verstärkt worden (Art. 74 Abs. 1 Nr. 27 GG n. F.). Dabei spricht
schon im Wortlaut des neuen Kompetenztitels die Bezeichnung der nicht erfassten Materien als >Ausnah me< für eine
weite Auslegung des Begriffs der Statusrechte und -pflichten. Wie weit oder eng die lapidare Ausnahme >der
Laufbahnen< aufzufassen ist, wird noch herausgearbeitet werden müssen. In jedenfalls erheblichem Um fang kann also
nunmehr der Bund anstatt grundsätzlich ausfüllungsbedürfti ger Vorgaben an die Landesgesetzgeber, wie bisher im
Kapitel I des Beamtenrechtsrahmengesetzes (BRRG), selbst Vollregelungen treffen, die unmittelbar für die Beamten
und Richter im Länderbereich gelten. Solche Bundesgesetze können freilich nur mit Zustimmung des Bundesrates
ergehen. - Die neue Ge setzgebungskompetenz soll das kommende Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) wahrnehmen, und
zwar unter politisch gewollter Beschränkung auf Kernre gelungen. Bis zur Ersetzung durch dieses Gesetz gelten
übergangsweise die bisherigen Rahmenvorschriften und die bisher unmittelbar und einheitlich geltenden Vorschriften
des BRRG, soweit nicht die Laufbahnen betreffend, für Beamte und Richter im Länderbereich als Bundesrecht fort
(Art. 125 b Abs. 1 GG).
Dagegen besteht keine Bundeskompetenz mehr für die Regelung der Lauf bahnen dieser Beamten und Richter (zuvor
Bestandteil der Rahmenkompetenz nach Art. 75 Nr. 1 und Art. 98 Abs. 3 GG a. F.) sowie für deren gesamte Besoldung
und Versorgung (zuvor seit 1971 konkurrierende Bundeskompetenz nach Art. 74 a GG, davor Bestandteil der
Rahmenkompetenz nach Art. 75 Nr. 1, Art. 98 Abs. 3 GG a. F.). Die bisherigen Bundesgesetze auf diesen Gebieten,
also Laufbahnregelungen des Beamtenrechtsrahmengesetzes sowie das Bundesbesoldungs- und das
Beamtenversorgungsgesetz, gelten für Beamte und Richter im Länderbereich zwar übergangsweise als Bundesrecht
fort. Sie können insoweit aber in jedem Land jederzeit und ohne weiteres, ganz oder teilweise, ohne Bindung an diese
Bundesgesetze durch Landesrecht er setzt werden (Art. 125 a Abs. 1 GG). - Unberührt bleibt die Geltung bisher
einheitlicher Laufbahnvorschriften im Kapitel II des BRRG sowie des BBesG und des BeamtVG für Bundesbeamte
und entsprechend Richter des Bundes.

8.4.2 Beamtenstatusgesetz  
Bundestag und Bundesrat haben am 25.04.2008 dem Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in
den Ländern (Beamtenstatusgesetz - BeamtStG) zugestimmt. Zwischenzeitlich ist das Gesetz am 19. Juni 2008 verkündet
worden und am 01.04.2009 in Kraft getreten. Zu den wesentlichen Statusrechten und -pflichten gehören:

Wesen, Voraussetzungen und Begründung des Beamtenverhältnisses
Arten, Dauer sowie Nichtigkeits- und Rücknahmegründe des Beamtenverhältnisses
Regelungen zur Versetzung, Abordnung und Zuweisung von Beamtinnen und Beamten
Voraussetzungen und Formen der Beendigung des Beamtenverhältnisses
statusprägende Pflichten der Beamtinnen und Beamten und Folgen der Nichterfüllung
Bestimmung der Dienstunfähigkeit.

Das Beamtenrechtsrahmengesetz (BRRG) ist mit Inkrafttreten des BeamtStG am 01.04.2009 aufgehoben. Die Regelungen zur
Altersgrenze und zum Personalaktenrecht treten bereits am Tag nach der Verkündung des Statusgesetzes in Kraft.

8.4.3 Dienstrechtsneuordnungsgesetz  
Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag den Entwurf eines Dienstrechtsneuordnungssgesetzes zugeleitet. Damit
sollen im Bundesbereich folgende Ziele erreicht werden:

1. im Rahmen der Neufassung des Bundesbeamtengesetzes:

Stärkung des Leistungsprinzips durch erhöhte Anforderungen an die Probezeit und Erweiterung des Kreises der
Führungsämter auf Probe,
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Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des öffentlichen Dienstes durch die Reform des Laufbahnrechts mit
Reduzierung der Zahl der Laufbahnen und Öffnung des Laufbahnrechts für neue Qualifikationen unter
Beibehaltung der bewährten Sonderlaufbahnen,
Förderung der Mobilität zwischen öffentlichem Dienst, Privatwirtschaft und internationalen Organisationen,
stufenweise Anhebung des Pensionseintrittalters wie in der gesetzlichen Rentenversicherung auf 67 Jahre,
Teilnahmeverpflichtung an Qualifizierungsmaßnahmen zum Erwerb einer neuen Laufbahnbefähigung bei
organisatorischen Veränderungen,
Stärkung des Grundsatzes >Rehabilitation vor Versorgung< zur Vermeidung von Frühpensionierungen. Vorrang
hat die Verwendung für eine andere Tätigkeit und die Verpflichtung zur Teilnahme an
Qualifizierungsmaßnahmen zum Erwerb einer neuen Befähigung.

2. im Rahmen einer Novellierung des Bundesbesoldungsgesetzes:

Neugestaltung der einheitlichen Grundgehaltstabelle für die Beamtinnen, Beamten, Soldatinnen und Soldaten durch
Ablösung des altersbezogenen Aufstiegs in den Stufen durch Wegfall des überkommenen
Besoldungsdienstalters und Ausrichtung an den tatsächlich geleisteten Dienstzeiten,
Neustrukturierung der Grundgehaltsstufen auf der Grundlage der bisherigen Aufstiegsintervalle sowie
Vereinheitlichung der Stufenfolge und Erfahrungszeiten für alle Laufbahngruppen unter Berücksichtigung der
Besonderheiten der militärischen Personalstrukturen und der speziellen Karriereverläufe von Soldatinnen und
Soldaten,
Einbau der derzeit gezahlten jährlichen Sonderzahlung sowie allgemein gewährter Bezügebestandteile in die
Grundgehaltstabelle, Festhalten am bestehenden Bezüge- und Einkommensniveau durch Beibehaltung der
bisherigen Endgrundgehälter sowie Verzicht auf eine Absenkung oder Variabilisierung,
unbürokratische betragsmäßige Überleitung aller vorhandenen Beamtinnen und Beamten, Soldatinnen und
Soldaten sowie Richterinnen und Richter in die neuen Strukturen auf der Grundlage des aktuellen
Bezügeniveaus; Vermeidung des Nebeneinanders von parallelen Systemen sowie von Doppelregelungen und
Ausgleichstatbeständen, entsprechende neue Gestaltung der Grundgehaltstabelle für die Richterinnen und
Richter des Bundes, Neustrukturierung des Auslandszuschlags zur Abgeltung materieller Mehraufwendungen
und immaterieller Belastungen im Ausland, Erhöhung des Familienzuschlages für dritte und weitere Kinder um
jeweils 50 Euro zur Berücksichtigung der Situation kinderreicher Beamtenfamilien.

3. im Rahmen der Novellierung des Beamtenversorgungsgesetzes:

Wirkungsgleiche Übertragung von Maßnahmen in der gesetzlichen Rentenversicherung unter Berücksichtigung der
Unterschiedlichkeit der Alterssicherungssysteme durch

Nachvollzug der Wirkungen des Rentenversicherungsnachhaltigkeitsgesetzes 2004 für Schul- und
Hochschulzeiten durch wirkungsgleiche Begrenzung der Berücksichtigung von Ausbildungszeiten als
ruhegehaltfähige Dienstzeit, Berücksichtigung der zwischenzeitlich gekürzten Versorgung für die
Nachzeichnung des Nachhaltigkeitsfaktors der Rentenreform 2004, der gegenwärtig für die Rente noch
wirkungslos ist, sowie Einführung einer Revisionsklausel, um weiterhin den Gleichklang bei der allgemeinen
Entwicklung der Alterssicherungssysteme sicherzustellen,

Einführung einer Versorgungsauskunft, die der im Jahre 2001 eingeführten Rentenauskunft nachgebildet ist,
rentengleiche Versorgungsregelungen bei der schrittweisen Anhebung des Pensionseintrittsalters auf das 67.
Lebensjahr im Bundesbeamtengesetz, nsbesondere

abschlagsfreier Pensionseintritt nach 45 Jahren wie nach entsprechenden Pflichtbeitragsjahren im
Rentenrecht,
Festhalten an der bisherigen Antragsaltersgrenze von 63 Jahren und dafür

wie im Rentenrecht - schrittweise Erhöhung des maximalen Versorgungsabschlags auf 14,4 Prozent bei
vorzeitigem Pensionseintritt auf Antrag,

Überleitung der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern in die neu gestalteten
Grundgehaltstabellen des Besoldungsrechts wegen der Einheitlichkeit des Beamtenverhältnisses und der
gemeinsamen Strukturprinzipien von Besoldung und Versorgung,
Anpassungen des Versorgungsrechts des Bundes an die höchstrichterliche Rechtsprechung, wobei
insbesondere die besondere Wartefrist für die Versorgung aus dem letzten Amt nach den Vorgaben der
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 20. März 2007 auf zwei Jahre festgelegt wird. Die
Neuregelungen des Gesetzentwurfs werden nur für die Empfängerinnen und Empfänger von
Besoldungs- und Versorgungsbezügen des Bundes gelten. Die Beamten, Richter sowie
Versorgungsempfänger der Länder und Gemeinden werden in Konsequenz der ersten Stufe der
Förderalismuskommission nicht erfasst; für sie gilt das bisherige Recht unverändert weiter, soweit es
nicht durch Landesrecht abgelöst wird.

- 96 -





A Anhang  
A.1 Das Personal ist die wichtigste Ressource1  
Datum: 27.05.2002, Thema: Moderne Verwaltung
Das Personal ist der Hauptproduzent und damit die wichtigste Ressource in der öffentlichen Verwaltung. Für die moderne
Verwaltung, die sich als Dienstleistungsunternehmen sieht, steht daher der Mitarbeiter im Mittelpunkt. Dementsprechend hoch
ist die Verantwortung für das Personalmanagement. Durch modernes Human Ressource Management sollten entsprechende
Rahmenbedingungen für die Mitarbeiter geschaffen werden.
Die Personalpolitik ist in Bewegung geraten - nicht nur in der Privatwirtschaft, sondern auch im öffentlichen Sektor. Bund,
Länder und Kommunen wollen bei der Verwaltungsreform auch ein modernes Human Ressource Management einführen, das
alle Aktivitäten einer modernen Personalwirtschaft zusammenfasst. Um aus Verwaltungen Dienstleister zu machen, kommt
man ohne moderne Personalpolitik nicht aus. Denn das Personal ist die wichtigste und auch teuerste Ressource im öffentlichen
Sektor. So liegt der Anteil der Personalkosten an den Gesamtausgaben der Länder bei 37 Prozent und der Gemeinden bei 26
Prozent.
Damit kommen ökonomische Überlegungen ins Spiel. Das Resultat ist nicht nur, dass bei den Personalkosten gespart werden
muss. Vielmehr wächst der Druck auf die Wirtschaftlichkeit der Verwaltungen. Durch den Aufbau Ost sind die öffentlichen
Mittel wesentlich knapper geworden. Die verfügbaren Mittel müssen effizient und wirksam eingesetzt werden. Der öffentliche
Sektor ist gefordert, Leistungen zu definieren und messbar zu machen. Dies ist auch für den Leistungsvergleich mit der
privaten Wirtschaft wichtig. Viele der Dienstleistungen im öffentlichen Bereich, wie zum Beispiel Gebäudeunterhaltung oder
Straßenbau, finden sich auch in der privaten Wirtschaft wieder. Die Produktivität der Verwaltung steht daher in direkter
Konkurrenz dazu.
Diese Konkurrenz besteht auch unter den Verwaltungen selbst. Denn Effizienz und Effektivität des öffentlichen Sektors
gehören zu den wesentlichen Standortvorteilen. Verwaltungen müssen daher rasch, flexibel und zielorientiert agieren. Nur so
wird ihnen längerfristig eine Existenz als gleichwertiger Partner der Wirtschaft ermöglicht. Der Dienstleistungsgedanke in der
öffentlichen Verwaltung ist ohne das Mitwirken des Personals nicht zu verwirklichen. Nur zufriedenes Personal kann den
Bürgern den erwarteten Service anbieten. So wird es künftig noch stärker von einzelnen Mitarbeitern abhängen, wie gut die
öffentliche Hand arbeitet.
Der Mitarbeiter als Kunde Für die moderne Personalentwicklung ist der Mitarbeiter auch ein Kunde. Denn die Mitarbeiter
handeln so wie sie behandelt werden. Die Verwaltung sollte daher die Belange seiner Mitarbeiter kennen. Doch eine wichtige
Voraussetzung für erfolgreiche Personalentwicklung ist der Wandel der Verwaltung zum modernen Arbeitgeber. Human
Ressource Management - modernes Personalma- nagement - verfolgt daher drei Hauptziele: Es muss Veränderungsprozesse
unterstützen, zu wirtschaftlichem Arbeiten anhalten und das kontinuierliche Lernen fördern. Im Personalmanagement hat sich
die Diskussion bisher häufig auf die Themen Abschaffung des Beamtenstatus und Einführung von Leistungskomponenten im
Gehalt verengt. Die nötigen Maßnahmen, die das Leistungsprinzip begünstigen, fehlen aber noch oder werden nicht konsequent
eingesetzt . Neue Ansätze im Dienstrecht wie beispielsweise Leistungszulagen oder Führungspositionen auf Zeit können
optimiert und ausgebaut werden. Aufgabe der Personalplanung ist ebenso, eine sozialverträgliche Flexibilisierung des
Personaleinsatzes zu realisieren, so dass Über- und Unterbelastungen der Mitarbeiter weitestgehend ausgeschlossen bleiben.
Auch die bedarfsgerechte Aus- und Fortbildung der Mitarbeiter darf nicht in Vergessenheit geraten. Hier sind nun insbesondere
die Führungskräfte gefragt. Sie sollten Lernprozesse initiieren, koordinieren, begleiten und kontrollieren. Doch bei der Wahl
der Fortbildungsmaßnahmen sollten Mitarbeiter individuell und sinnvoll betreut werden. Erfahrungen haben gezeigt, dass das
bisherige Gieskannen-System, das pauschal Lehrgänge für alle verordnet, nicht die erwünschte Wirkung erzielt.
Moderne Personalführung setzt voraus, dass Führungskräfte ihre Mitarbeiter kennen. Der Teamgedanke sollte hier das
Verhältnis bestimmen. Die soziale Kompetenz wird daher sowohl bei der Auswahl als auch bei der Entwicklung der
Führungskräfte groß geschrieben. Aber auch die Mitarbeiter in der öffentlichen Verwaltung tragen Verantwortung für den
Erfolg ihrer Behörde und für ihre eigene berufliche und persönliche Entwicklung. Sie sollten daher lernen, nicht nur Befehle zu
empfangen, sondern Probleme zu lösen. Gefragt sind Mitverantwortung und Ermessen, aber nicht Willkür. Damit ist - was den
öffentlichen Sektor betrifft - ein Kulturwandel angesagt. Hier müssen Hierarchien abgebaut werden, damit neue Projekte
übergreifend, strukturunabhängig und themenorientiert eingesetzt werden können. Die Zusammenarbeit zwischen Vorgesetzten
und Mitarbeitern sollte in diesem Sinne optimiert werden. Ein geeignetes Instrument dazu bieten Mitarbeiter-Vorgesetzten-
Gespräche. Diese stellen im Gesamtprogramm der Modernisierung einen wichtigen Baustein dar.
Das Mitarbeiter-Vorgesetzten-Gespräch Die Staatskanzlei in Nordrhein-Westfalen wird derzeit kräftig modernisiert. Eine neue
Organisationsstruktur ist bereits eingeführt und die Hierarchie um eine Stufe gekürzt worden. Außerdem wurden größere
Arbeitseinheiten geschaffen, die themenorientiert arbeiten, statt sich an der Behördenstruktur zu orientieren. Bis 2004 soll die
Staatskanzlei zu einem modernen Dienstleistungszentrum der Landesregierung werden. >Die Schwachstelle des öffentlichen
Dienstes besteht darin, dass keiner von uns wirklich führen gelernt hat<, so Georg Wilhelm Adamowitsch, Chef der 600-Mann
Behörde. Mit der Einführung des Führungsinstrumentes jährliche Mitarbeiter-Vorgesetzten-Gespräche will Mummert Partner
dem nun Abhilfe schaffen.
Das Mitarbeitergespräch behandelt bestimmte vorgegebene Inhalte auf der Grundlage von gleichberechtigter offener
Kommunikation. Es bietet Gelegenheit für ein Feedback auf die individuellen Leistungen eines Mitarbeiters. Ebenso findet ein
konstruktiver Meinungsaustausch statt. Des weiteren werden Arbeitsziele für die Zukunft vereinbart. Von den Gesprächen
können beide Parteien profitieren. Die Mitarbeiter erhalten klare Orientierung über Arbeitsziele und über Maßstäbe ihrer
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Arbeitsbewertung. Die Vorgesetzten bekommen ein besseres Bild ihrer Mitarbeiter und können über gezielte Förderungen des
Mitarbeiters besser entscheiden.
Das Konzept des Mitarbeitergesprächs wurde auf die spezifischen Arbeitsbedingungen der Staatskanzlei zugeschnitten. Dazu
hat Mummert + Partner gemeinsam mit einer Projektgruppe der Staatskanzlei einen Leitfaden zum Mitarbeitergespräch
erarbeitet. Darin steht, wie Zielvereinbarungen, persönliches Feedback und Personalentwicklungsmaßnahmen in der
Staatskanzlei aussehen könnten. Das Ziel: Die politisch- fachliche Arbeit der Staatskanzlei wird durch weiche Faktoren des
Arbeitserfolges ergänzt, wie zum Beispiel Teamorientierung oder Nutzung der Potenziale der Mitarbeiter. Um das neue
Führungsinstrument allen Vorgesetzen und Mitarbeitern nahe zu bringen, führte Mummert + Partner für alle Beschäftigten der
Staatskanzlei Orientierungsworkshops durch. Anschließend bereiteten Vertiefungsworkshops die Vorgesetzten noch einmal
intensiv auf dieses Führungsinstrument vor. Das Mitarbeitergespräch ist das instrumentelle Herzstück moderner Führung. Denn
modernes Personalmanagement wird getragen von der Akzeptanz der Mitarbeiter und der Organisationsstruktur.
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A.2 Grundsätze ordnungsgemäßer Planung  
1. Vollständigkeit: Der Grundsatz der Vollständigkeit soll gewährleisten, dass in der Unternehmensplanung alle für das

Mindestziel >Going Concern< (Ausschluss von eingetretener und drohender Zahlungsunfähigkeit sowie
Überschuldung) relevanten Sachverhalte berücksichtigt werden.

2. Wesentlichkeit und Angemessenheit: Mit dem Grundsatz der Wesentlichkeit wird die Forderung nach vollständiger
Beschaffung der Informationen eingeschränkt. Nur die Informationen und Sachverhalte sollen in die
Unternehmensplanung einbezogen werden, die zur Darstellung der voraussichtlichen Unternehmensentwicklung
aufgrund ihrer Tragweite oder ihres Betrags bedeutsam sind.

3. Folgerichtigkeit: Mit dem Grundsatz der Folgerichtigkeit soll sichergestellt werden, dass der Unternehmensplan eine
sachlich korrekte Darstellung der Ausgangssituation mit Angabe aller Prämissen der Fortentwicklung wiedergibt. Aus
der Unternehmensplanung muss sich erkennen lassen, ob Angaben zu nachprüfbaren Tatsachen zutreffen, ob Prämissen
plausibel sind und nicht in erkennbarem Widerspruch zu sonst gewonnenen Erkenntnissen stehen und ob Folgerungen
aus Tatsachen und Annahmen rechnerisch und sachlich richtig entwickelt, also schlüssig sind.

4. Dokumentation: Durch eine angemessene Dokumentation der Unternehmensplanung mitsamt der Planungsgrundlagen
der Planungsherleitung und -revision wird die Nachprüfbarkeit der Ordnungsmäßigkeit der Unternehmensplanung
ermöglicht. Die Dokumentation ist so zu gestalten, dass die Erstellung und Kontrolle der Planung für einen
sachverständigen Dritten innerhalb einer angemessenen Zeit nachvollziehbar sind. Dazu können auch sog.
Planungsanweisungen und Planungshandbücher sowie der Planungskalender dienen.

5. Sonstige Planungsgrundsätze: Dem Postulat der Verwendung möglichst genauer Datenansätze steht das Problem
unsicherer Zukunftsinformationen gegenüber. Unvollkommene Informationen geben Anlass, durch Anwendung
geeigneter Prognosemethoden die Unsicherheit möglichst zu begrenzen. Der Ungewissheit künftiger Datenentwicklung
kann auch durch die rollierende Planung, die Alternativplanung oder die flexible Planung begegnet werden in den
Ausprägungen >worstcase<, >normalcase<, >bestcase< mit Eintrittswahrscheinlichkeit. Bei allen Bemühungen,nur
begrenzt Vorausschaubares in den Griff zu bekommen, müssen die Planungsvorgaben realisierbar und damit realistisch
bleiben.

6. Planungsprinzipien und Partizipation: Betrachtet man die Zuordnung der Planprozesse zu den hierarchischen Ebenen,
so können die Top-down-Planung (Zielvorstellungen und Rahmendaten gehen von der obersten Führungsebene aus),
die Bottom-up-Planung und die Planung nach dem Gegenstromverfahren, bei dem das Top-Management die
übergeordneten Grundsatzentscheidungen trifft, und die Planungsansätze auf Realisierbarkeit überprüft, unterschieden
werden. Planungsansätze ohne ausreichende Partizipation der betroffenen Führungsebenen erreichen üblicherweise
nicht die angestrebten Zwecke.

7. Planungsprozess: Allgemein lässt sich der Planungsprozess in Anregungs-, Such- und Entscheidungsphase gliedern. In
der Anregungsphase gilt es, Ziele festzulegen, unternehmensinterne und umfeldbezogene Informationen zu sammeln
sowie eine Analyse der Umwelt und des Unternehmens durchzuführen. In der Suchphase sind für die Realisation der
Ziele Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen, während in der Entscheidungsphase die endgültigen Ziele und Maßnahmen
(Handlungsalternativen) festgelegt werden.

A.3 Instrumente zum Personalabbau im Geschäftsbereich BMVg  
nicht übernommen, da inhaltlich überholt.

<div style="page-break-after: always;"></div>
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A.4 Definition Beschäftigungsgesellschaft  
Beschäftigungsgesellschaften sind Einrichtungen, die den von Arbeitslosigkeit bedrohten und/oder betroffenen Arbeitnehmern
eine Brückenfunktion von >Arbeitsplatz alt< zu >Arbeitsplatz neu< anbieten. Diese Brückenfunktion ist gekennzeichnet durch:

1. Eine finanzielle Existenzsicherung für die in der Beschäftigungsgesellschaft >Beschäftigten<, die in der Regel über dem
Arbeitslosengeld liegt.

2. Angebote für eine individuell ausgerichtete Qualifizierung und für sonstige Unterstützungsmaßnahmen,um die Chancen
für eine Integration in den 1. Arbeitsmarkt (oder zur Existenzgründung) zu schaffen oder zu verbessern.

3. Einen Tagesablauf außerhalb der eigenen Wohnung mit >Arbeitsbeginn< und >Arbeitsende< für die in der
Beschäftigungsgesellschaft >Beschäftigten<. Die Beschäftigungsdauer für den einzelnen Arbeitnehmer in einer
Beschäftigungsgesellschaft kann von Null bis unbefristet reichen. Typisch für eine >Beschäftigungsdauer Null< ist ein
direkter Wechsel von >Arbeitsplatz alt< zu >Arbeitsplatz neu< aufgrund erfolgreicher präventiver Maßnahmen noch
während der Beschäftigungsdauer am >Arbeitsplatz alt<, die von der Beschäftigungsgesellschaft initiiert, durchgeführt
oder unterstützt worden sind. Typisch für die Brückenfunktion bei kurzfristig Arbeitslosen sind Zeitspannen bis zu 12
oder 24 Monaten, um den einzelnen Arbeitnehmer wieder in den 1. Arbeitsmarkt zu integrieren, bei
Existenzgründungen zu helfen oder Einheiten (Unternehmen) aufzubauen, die sich ganz oder überwiegend durch
eigenen Umsatz selbst finanzieren. Typisch für die Brückenfunktion bei langfristig Arbeitslosen sind
Kettenmaßnahmen oder unbefristete Einrichtungen. Hierzu gehören auch >Sozialunternehmen< im sogenannten 2.
Arbeitsmarkt für Langzeitarbeitslose. Beschäftigungsgesellschaften sind an keine bestimmte Rechtsform gebunden und
können auf staatlicher oder privater Initiative basieren.

Die Tätigkeit der Beschäftigten in Beschäftigungsgesellschaften kann jede Art von Arbeit sein, von Erwerbsarbeit
(beispielsweise Arbeitnehmerverleih) über Sozialarbeit bis zur eigenen Stellensuche und zur Teilnahme an
Qualifizierungsmaßnahmen (Aus-, Fort- und Weiterbildung, Umschulung). Beschäftigungsgesellschaften im engeren Sinne
gehören zum 2. Arbeitsmarkt. Sie finanzieren sich überwiegend aus öffentlichen oder privaten Mitteln, die einen
unterstützenden Charakter haben. Hierzu gehören auch >Arbeitsfördergesellschaften< und sonstige Einrichtungen zur
Beschäftigungsförderung. Beispiel für eine Vereinbarung zum IAM Beschäftigungsgesellschaften im weiteren Sinne können
sich auch überwiegend oder ganz aus eigenem Umsatz (Arbeitnehmerüberlassung, Auftragsarbeit, Dienstleistungen,Produkte)
finanzieren und gehören dann zum 1. Arbeitsmarkt.
Quelle: Europäisches Netzwerk für Beschäftigungsgesellschaften; www.jobini.net - besucht am 04.10.2007
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A.5 Beispiel für eine Vereinbarung zum IAM  
nicht übernommen, da inhaltlich überholt
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